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13. August 2022   

Interne Dokumente belegen: 

Systematische Täuschung des Parlaments und der Öffentlichkeit bei Stuttgart 21  

Mit hochmanipulativen, teils rechtswidrigen Praktiken und massiver Desinformation im Zusam-

menhang mit der „Geißler-Schlichtung“ und dem Untersuchungsausschuss 2010 zum Schwarzen 

Donnerstag hat die damalige Mappus-Regierung den Grundstein für die politische Durchsetzung 

von Stuttgart 21 gelegt. Das belegen Akten, die der Vorsitzende Richter am Landgericht a.D. und 

Sprecher des Aktionsbündnisses gegen Stuttgart 21, Dieter Reicherter, nach fast zehnjährigem 

Rechtsstreit jetzt einsehen konnte. Die nachfolgenden Regierungen Kretschmann I und II haben die 

jetzt offen gelegten Belege so lange geheim gehalten bis keine (strafrechtlichen) Konsequenzen 

mehr zu befürchten waren. 

Das sogenannte Schlichtungsverfahren zu Stuttgart 21 unter Heiner Geißler wurde der Öffentlich-

keit als objektiver Faktencheck verkauft. Es ging jedoch nicht um Wahrheitsfindung, sondern, wie 

eine vertrauliche Notiz des Staatsministeriums vom 10. Nov. 2020 (Anlage) zeigt, um die „Lebens-

versicherung“ der Landesregierung: „Wir wollen und brauchen den Erfolg der Schlichtung“. Des-

wegen sollte ein Schlichterspruch Geißlers vorab vertraulich abgestimmt werden. „Besonders per-

fide war dabei der Plan, die Beseitigung von intern längst bekannten Mängeln des Projekts nach 

der Schlichtung als Kompromisse darzustellen und den Projektgegnern die nicht finanzierten Kos-

tensteigerungen anzulasten“, so Reicherter. 

Die Inszenierung Geißlers als Friedensrichter und die jetzt bekannt gewordenen manipulativen Ein-

flussnahmen auf seinen „Schlichterspruch“ sind charakteristisch für Stuttgart 21. „Ohne Lügen und 

Täuschungen kann ein derart widersprüchliches und klimaschädigendes Projekt eben nicht durch-

gesetzt werden. Aber Lügen haben halt doch kurze Beine“, so Reicherter. 

Auch für den Untersuchungsausschuss zur Aufklärung des Polizeieinsatzes vom 30.9.2010 im Stutt-

garter Schlossgarten wurden vom Staatsministerium regelrechte „Drehbücher“ verfasst, um eine 

mögliche Einmischung von Mappus in den Polizeieinsatz zu vertuschen. Spitzenbeamte des Staats-

ministeriums hatten auf vielen Seiten bis ins Kleinste vorgeschrieben, was Mappus und sein Staats-

sekretär Hubert Wicker aussagen sollten, damit es zu den Aussagen anderer Zeugen passte. Auch 

was Polizeipräsident Stumpf als Zeuge vor dem Untersuchungsausschuss zweckmäßigerweise aus-

sagen sollte, wurde präzise niedergelegt – und Stumpf hielt sich daran. 

Durch das zähe juristische David-gegen-Goliath-Ringen gegen das Land BW über alle Instanzen bis 

hinauf zum Europäischen Gerichtshof in Luxemburg konnte erst jetzt das Staatsministerium ge-

zwungen werden, Dokumente offen zu legen, die die Vorgängerregierung und somit den jetzigen 

Koalitionspartner schwer belasten. 

„Hollywood im Staatsministerium, Drehbuch für Lügenmärchen von Mappus entdeckt“ so ist der 

Beitrag von Bündnissprecher Dieter Reicherter auf der 624. Montagsdemo am 15. August 2022 ab 

18 Uhr auf dem Schlossplatz Stuttgart überschrieben. 

Anlage: Dreiseitiger vertraulicher Vermerk des Staatsministeriums vom 10.11.2010 
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